
Vollzitat: Sächsische Landkreisordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 

(SächsGVBl. S. 99) 

 
§ 14  

Wahlrecht 

Die Bürger des Landkreises sind im Rahmen der Gesetze zu den Kreiswahlen wahlberechtigt und haben 

das Stimmrecht in Kreisangelegenheiten. Hiervon ausgeschlossen ist, wer infolge Richterspruchs das 

Wahlrecht und Stimmrecht nicht besitzt. 

 
§ 27  

Wählbarkeit 

(1) Wählbar in den Kreisrat ist, wer gemäß § 14 Absatz 1 wahlberechtigt zum Kreisrat ist.   

(2) Nicht wählbar ist,  

1.  wer vom Wahlrecht ausgeschlossen ist (§14 Satz 2),  

2.  wer infolge deutschen Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 

öffentlicher Ämter nicht besitzt oder,  

3.  wer als Staatsangehöriger eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union nach 

dem Recht dieses Mitgliedstaates infolge einer zivilrechtlichen Einzelfallentscheidung 

oder einer strafrechtlichen Entscheidung die Wählbarkeit verloren hat  

 
§ 28  

Hinderungsgründe 

(1)  Kreisräte können nicht sein  

1.  der Landrat, die Beigeordneten und die übrigen Beamten des Landkreises, 

ausgenommen die Ehrenbeamten und Ruhestandsbeamten, sowie die Arbeitnehmer 

des Landkreises,  

2.  die Beamten und leitenden Arbeitnehmer einer juristischen Person des öffentlichen oder 

privaten Rechts, in der der Landkreis einen maßgeblichen Einfluss ausübt,  

3.  die leitenden Beamten und Arbeitnehmer sowie die mit Angelegenheiten der 

Rechtsaufsicht über den Landkreis befassten Beamten und Arbeitnehmer der 

Rechtsaufsichtsbehörden,  

4.  die mit Angelegenheiten der überörtlichen Prüfung des Landkreises befassten Beamten 

und Arbeitnehmer der staatlichen Rechnungsprüfungsämter und des Sächsischen 

Rechnungshofes.  

(2)  Absatz 1 gilt nicht für Arbeitnehmer, deren Wählbarkeit nicht nach Artikel 137 Absatz 1 des 

Grundgesetzes eingeschränkt werden kann.  

(3)  Der Kreistag stellt fest, ob ein Hinderungsgrund nach Absatz 1 gegeben ist. Bis zu dieser 

Feststellung bleibt die Rechtswirksamkeit der Tätigkeit des Kreisrates unberührt. Die 

Feststellung eines Hinderungsgrundes ergeht durch Verwaltungsakt.  



§ 30  

Ausscheiden, Nachrücken, Ergänzungswahl 

(1) Aus dem Kreistag scheiden die Kreisräte aus, bei denen während der Wahlperiode der Verlust der 

Wählbarkeit (§ 27) oder ein Hinderungsgrund (§ 28) eintritt oder bekannt wird. Der Kreistag ist 

verpflichtet, unverzüglich das Ausscheiden nach Satz 1 und den Absätzen 3 und 4 festzustellen. Bis zu 

dieser Feststellung bleibt die Rechtswirksamkeit der Tätigkeit des Kreisrates unberührt.   

(2) Tritt ein Gewählter nicht in den Kreistag ein oder scheidet er im Laufe der Wahlperiode aus, rückt 

der als nächste Ersatzperson festgestellte Bewerber nach. 

(3) Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei durch das Bundesverfassungsgericht nach 

Artikel 21 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes für verfassungswidrig erklärt, verlieren die Kreisräte ihr 

Mandat, sofern sie dieser Partei oder Teilorganisation zu irgendeinem Zeitpunkt zwischen der 

Antragstellung ($ 43 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 11. August 1993 [BGBl. I S. 1473], das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Oktober 2017 

[BGBl. I S. 3546] geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung) und der Verkündung der 

Entscheidung (§ 46 des Bundesverfassungsgerichtgesetzes) angehört haben. Satz 1 gilt entsprechend 

für die Feststellung, dass eine Partei oder ein Teil einer Partei eine verbotene Ersatzorganisation ist. 

(4) Wird ein Verein oder Teilverein gemäß § 3 des Vereinsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung, 

verboten, weil sein Zweck oder seine Tätigkeit gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den 

Gedanken der Völkerverständigung gerichtet ist, oder wird nach § 8 Absatz 2 des Vereinsgesetzes 

festgestellt, dass ein Verein oder Teilverein eine Ersatzorganisation eines aus diesen Gründen 

verbotenen Vereins oder Teilvereins ist, verlieren die Kreisräte ihr Mandat zum Zeitpunkt der 

Unanfechtbarkeit der Entscheidung, sofern sie diesem Verein oder Teilverein zu irgendeinem Zeitpunkt 

zwischen der Bekanntgabe des Verwaltungsakts und dem Eintritt der Unanfechtbarkeit angehört haben. 

(5) Nach den Absätzen 3 und 4 freigewordene Sitze des Kreistages bleiben unbesetzt, soweit auch auf 

die Ersatzpersonen die Voraussetzungen der Absätze 3 und 4 treffen.  

(6) Eine Neuverteilung der verbleibenden Sitze findet nicht statt. Absatz 7 bleibt unberührt. 

(7) Ist die Zahl der Kreisräte während der Wahlperiode auf weniger als zwei Drittel der gesetzlichen 

Mitgliederzahl gesunken, ist eine Ergänzungswahl nach den für die Hauptwahl geltenden Vorschriften 

für den Rest der Wahlperiode durchzuführen, sofern dieser mindestens sechs Monate beträgt. 

 


